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— Drucksache 2296 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
Frage 1 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz allge- 
meiner Zunahme des grenzüberschreitenden 
Güterverkehrs auf der Straße der deutsche Anteil 
an diesem Verkehr ständig zurückgeht? 

Antwort zu Frage 1 

Der grenzüberschreitende Straßengüterverkehr über 
die Auslandsgrenzen der Bundesrepublik hat sich 
seit 1950 wie folgt entwickelt (in 1000 t): 

Beförderungen durch Lastkraftfahrzeuge 


davon durch 



Ins- 

gesamt 

deutsche 
Fahrzeuge 
1000 t in V. H 

außerdeutsche 
Fahrzeuge 
1000 t in V. H 

1950 

1 014,7 

172,2 

17,0 

842,5 

83,0 

1951 

1 205,4 

357,5 

29,7 

847,9 

70,3 

1952 

1 423,6 

443,2 

31,1 

980,4 

68,9 

1953 

2 282,6 

1 034,6 

45,3 

1 248,0 

54,7 

1954 

3 369,5 

2 007,5 

59,6 

1 362,0 

40,4 

1955 

4 281,5 

2 536,4 

59,2 

1 745,1 

40,8 

1956 

5 365,1 

3 197,0 

59,6 

2 168,1 

40,4 

1957 

6 213,4 

3 489,4 

56,2 

2 724,0 

43,8 

1958 

7 462,6 

3 580,7 

48,0 

3 881,9 

52,0 

1959 

9 981,8 

4 379,9 

43,9 

5 601,9 

56,1 


i Der Gesamtumfang des Verkehrs hat sich demnach 
seit 1950 ununterbrochen vergrößert. Ebenso ist die 
Beförderungsleistung der deutschen Unternehmer 
ständig angestiegen. Dagegen ist der Anteil der 
deutschen Unternehmer am Gesamtumfang seit 1956 
von 59,6 V. H, zurückgegangen auf 43,9 v. H. im 
Jahre 1959. Im Jahre 1960 hat sich nach den bisher 
vorliegenden Zahlen bei weiter steigenden Ver- 
kehrsleistungen auch der deutschen Unternehmer 
der Rückgang des deutschen Anteils mäßig fortge- 
setzt. 

Frage 2 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß besonders 
an der deutsch-dänischen Grenze der Transport 
von Straßenbaumaterial in der Bundesrepublik 
mit dänischen Lastkraftwagen so stark zugenom- 
men hat, daß der Transport mit deutschen Last- 
kraftwagen sich ständig rückläufig bewegt? 

Antwort zu Frage 2 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß beson- 
ders an der deutsch-dänischen Grenze der Transport 
von Baustoffmaterial in der Bundesrepublik mit 
dänischen Lastkraftwagen so stark zugenommen hat, 
daß der Transport mit deutschen Lastkraftwagen 
sich ständig rückläufig bewegt, 

Transporte mit ausländischen Lastkraftwagen im 
Binnenverkehr der Bundesrepublik sind nicht ge- 
stattet und dürften daher keine wesentliche Bedeu- 
tung haben. 
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Die Einfuhren der Gütergruppen „Steine, Erden, 
Bindemittel, Schutt" mit Lastkraftwagen sind in den 
letzten Jahren stark angestiegen und haben auch 
an der deutsch-dänischen Grenze erheblich zuge- 
nommen. Es ist weiterhin festzustellen, daß die Ein- 
fuhren dieser Gütergruppe aus Dänemark ganz 
überwiegend mit ausländischen Lastkraftwagen und 
im wesentlichen auf kürzere Entfernungen erfolgen. 

Dagegen ist es nicht möglich, den Anteil des Stra- 
ßenbaumaterials sowie den Anteil der deutschen 
und dänischen Fahrzeuge an diesen Einfuhren ge- 
nau zu ermitteln. Grobe Schätzungen rechnen mit 
etwa 500 000 t Straßenbaumaterial, die im Jahre 
1959 mit dänischen Lastkraftwagen nach Schleswig- 
Holstein eingeführt wurden. Für das Jahr 1960 dür- 
fen ähnliche Zahlen zugrunde gelegt werden. 

Der Umfang des Transports von Straßenbaumaterial 
mit deutschen Lastkraftwagen läßt sich nicht be- 
stimmen, da diese Transporte im Binnenverkehr 
großenteils als Güternahverkehr abgewickelt wer- 
den, über den Statistiken nicht geführt werden. Es 
kann daher auch nicht festgestellt werden, ob der 

Transport mit deutschen Lkw sich rückläufig bewegt. 

' 

F r a g e 3 j 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die deut- | 
sehen Verkehrsunternehmen im Wettbewerb da- | 
durch behindert werden, daß sie im Gegensatz zu ; 
dänischen Unternehmen für Fahrten im Ausland 
keine Rückvergütung auf die Kraftfahrzeugsteuer 
erhalten? 

Antwort zu Frage 3 

Den dänischen gewerblichen Güterkraftverkehrs- | 
unternehmen wird die dänische Kraftfahrzeugsteuer 1 
für die vollen Tage erstattet, die ihre Fahrzeuge im 
Ausland verbringen. Dabei muß das betreffende 
Kraftfahrzeug mindestens 14 Tage des Finanzjahres 
im Ausland verwendet worden sein; die Erstattung 
darf die Hälfte der Jahressteuer nicht übersteigen. 

Eine entsprrechende Regelung für deutsche Unter- ^ 
nehmer, deren Kraftfahrzeuge im Ausland ver- j 
wendet werden, besteht hinsichtlich der deutschen ; 
Kraftfahrzeugsteuer nicht. | 

Der Wettbewerbsnachteil, der durch diese unter- | 
schiedliche Regelung für die deutschen Verkehrs- ! 
unternehmen beim Transport von Straßenbaumate- ^ 
rial entsteht, ist deshalb nicht sehr bedeutsam, weil | 
die dänischen Fahrzeuge wegen der verhältnismäßig | 
kurzen Beförderungsweiten nur in Ausnahmefällen | 
einen vollen Tag im Ausland (Bundesrepublik) ver- i 
bringen. 

j 

F r a g e 4 I 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die deut- j 
sehen Unternehmen dadurch erheblich benach- 
teiligt sind, daß 5-t*Lastwagen im grenzüber- 
schreitenden Verkehr 150 1 Dieselkraftstoff mit 
sich führen dürfen, den die dänischen Unterneh- 
men mit {umgerechnet) 0,195 DM/1 beziehen, wäh- 
rend die deutschen Unternehmen 0,545 DM/1 auf- 
wenden müssen? 


Antwort zu Frage 4 

Nach § 134 der Allgemeinen Zollordnung dürfen mit 
Lastkraftwagen, die im Zollausland (hier Dänemark) 
beheimatet sind, folgende Kraftstoffe — einmal täg- 
lich — abgabenfrei eingeführt werden: 

In Lastkraftfahrzeugen mit einer Nutzlast 

von 3 bis 5 t bis zu 100 1 

über 5 t bis zu 150 1 

Nach der gleichen Vorschrift dürfen in Fahrzeugen, 
die in Deutschland beheimatet sind, — einmal täg- 
lich — nur 25 1 Kraftstoffe abgabenfrei nach Deutsch- 
land eingeführt werden. 

Bei dem Preisunterschied für Dieselkraftstoffe 
(Tankstellenpreis in Dänemark = 0,195 DM/1, in 
Deutschland = 0,545 DM/1) bedeutet diese Rege- 
lung für die am Verkehr mit Dänemark beteiligten 
deutschen Unternehmen eine Benachteiligung, selbst 
wenn man berücksichtigt, daß die deutschen Unter- 
nehmen durchweg nicht den Tankstellenpreis von 
0,545 DM, sondern Vorzugspreise bezahlen, die 
etwa 0,10 DM billiger liegen. 

Frage 5 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Folge 
dieser Wettbewerbsnachteile auch Produktionsbe- 
triebe der Wirtschaftsgruppe Steine und Erden 
ihre Betriebe werden schließen müssen, wenn 
keine Wettbewerbsgleichheit hergestellt wird? 

Antwort zu Frage 5 

Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß als 
Folge der in den Nr. 3 und 4 der Anfrage erwähn- 
ten Wettbewerbsnachteile Produktionsbetriebe der 
Steine- und Erden-Industrie ihre Betriebe werden 
schließen müssen, wenn keine Wettbewerbsgleich- 
heit hergestellt wird. Nach vorliegenden statisti- 
schen Angaben ist die Gesamtproduktion der schles- 
wig-holsteinischen Natursteinindustrie — bezogen 
jeweils auf die Monate Januar/September — von 
299 512 t im Jahre 1959 auf 344 679 t im Jahre 1960 
gestiegen. In der schleswig-holsteinischen Bausand- 
und Baukiesindustrie ist für diesen Zeitraum eine 
Produktionssteigerung von 2 287 731 t auf 2 658 090 t 
zu verzeichnen. Auch die derzeitige Absatzlage die- 
ser Industriezweige kann mit Rücksicht auf die 
guten allgemeinen konjunkturellen Verhältnisse als 
durchaus befriedigend angesehen werden. Das 
schließt jedoch nicht aus, daß einzelne in Grenznähe 
gelegene Werke, insbesondere der Natursteinindu- 
strie, durch frachtgünstige dänische Einfuhren in 
ihren Absatzmöglichkeiten beeinträchtigt werden. 
Im Rahmen des sehr umfassenden Straßenbaupro- 
gramms für Schleswig-Holstein dürften sich schließ- 
lich für die dortige Steine- und Erden-Industrie zu- 
sätzliche Liefermöglichkeiten in nicht unbeträcht- 
lichem Umfang eröffnen, so daß auch in Zukunft mit 
Betriebsstillegungen kaum zu rechnen sein wird. 

Frage 6 

Unterliegt der gewerbliche Güterkraftverkehr mit 
im Ausland zugelassenen Fahrzeugen innerhalb 
der Bundesrepublik den für deutsche Fahrzeuge 
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geltenden gesetzlichen Bestimmungen und, wenn | 
dies zutrifft, wie wird die Einhaltung dieser Be- 
stimmung überwacht? 

"Antwort zu Frage 6 

Der gewerbliche Güterkraftverkehr mit im Ausland 
zugelassenen Fahrzeugen in der Bundesrepublik 
unterliegt im allgemeinen den für die deutschen 
Kraftfahrzeuge geltenden gesetzlichen Bestimmun- 
gen. Nur zwei Ausnahmen sind für den Wettbewerb 
von Bedeutung. Sie betreffen das Fehlen einer Er- 
stattung der Kraftfahrzeugsteuer für die deutschen 
Kraftfahrzeuge, die im Ausland verwendet werden 
(vgl. Antwort zu Frage 3) und die unterschiedliche 
Regelung für ausländische und deutsche Fahrzeuge 
bei der abgabenfreien Einfuhr von Kraftstoffen (vgl. 
Antwort zu Frage 4). Außerdem besteht zwischen 
Deutschland und Dänemark seit 1931 ein Abkom- 
men, nach dem die in beiden Ländern zugelassenen 
Kraftfahrzeuge bei Aufenthalten im anderen Ver- 
tragsstaat bis zu 14 Tagen in diesem Vertragsstaat 
von der Kraftfahrzeugsteuer befreit sind. Hierdurch 
sind zwar deutsche Kraftfahrzeuge benachteiligt, die 
bei Transporten von Straßenbaumaterial die Grenze 
nicht überschreiten; andererseits sind jedoch die 
Transporte deutscher Unternehmen von und nach 
Dänemark in Dänemark von der Kraftfahrzeug- 
steuer befreit. 

Zur Überwachung des gewerblichen Güterkraftver- 
kehrs mit im Ausland zugelassenen Kraftfahrzeugen 
ist festzustellen: 

a) Die auch für ausländische Kraftfahrzeuge gel- 
tende gewerberechtliche Genehmigungspflicht 
wird von den Grenzzollstellen, der Bundesanstalt 
für den Güterfernverkehr und den Polizeibehör- 
den überwacht. Die Zahl der Genehmigungen ist 
— wie im binnendeutschen Güterfernverkehr — 
kontingentiert. Die Beförderung von Straßenbau- 
stoffen ist zwar im deutsch-dänischen grenzüber- 
schreitenden Verkehr von der Kontingentierung 
ausgenommen. Dies bedeutet jedoch kaum 
einen Wettbewerbsnachteil für die deutschen 
Unternehmer, da auf deutscher Seite Straßenbau- 
stoffe weitgehend im Güternahverkehr befördert 
werden, der gleichfalls nicht kontingentiert ist. 

b) Die in der Bundesrepublik geltenden Straßen- 
gütertarife (Reichskraftwagentarif — RKT — im 
Fernverkehr, Güternahverkehrstarif — GNT — 
und Sondertarife im Nahverkehr) müssen auch 
von dänischen Unt(^rnehmen eingehalten wer- 
den. Die praktische Überwachung des RKT durch 
die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr und 
des GNT sowie der Sondertarife durch die un- 
teren Landesverkehrsbehörden ist allerdings bei 
ausländischen Fahrzeugen erheblich schwieriger 
als bei deutschen Fahrzeugen. Die Einführung 
eines gemeinschaftlichen deutsch-dänischen Stra- 
ßengütertarifs, zu dessen Überwachung auf däni- 
scher Seite sich das dänische Verkehrsministe- 
rium im Oktober 1960 bereit erklärt hat, wird 
z. Z. vorbereitet. 

c) Bei der Überwachung der ausländischen Last- 
kraftfahrzeuge hinsichtlich ihrer Abmessungen 
und Gewichte hat es sich als unmöglich heraus- 


gestellt, zwischen solchen Fahrzeugen zu unter- 
scheiden, die vor dem 1. Januar 1958 und sol- 
chen, die nach diesem Zeitpunkt zugelassen wor- 
den sind. Die hierdurch entstehenden Schwierig- 
keiten werden durch eine Verordnung ausge- 
räumt werden, welche ausländische und deutsche 
Fahrzeuge im grenzüberschreitenden Verkehr 
hinsichtlich der Abmessungen und Gewichte 
gleichgestellt. 

d) Die Beförderungsteuer wird von den Grenzzoll- 
stellen bei ausländischen und deutschen Last- 
kraftfahrzeugen in gleicher Weise erhoben. 

e) Ausländische Unternehmer, die mit ihren Fahr- 
zeugen nicht weiter als 50 km von der Grenz- 
übergangsstelle nach Deutschland einfahren 
(Nahverkehr), unterliegen der Umsatzsteuer. Ob 
und inwieweit die Umsatzsteuer von diesem 
Unternehmerkreis, der verwaltungsmäßig schwie- 
rig zu erfassen ist, auch tatsächlich abgeführt 
wird, ist nicht bekannt. Entsprechende Ermitt- 
lungen sind eingeleitet. 

Frage 7 

Ist die Bundesregierung bereit, die für eine An- 
gleichung der Rechtsverhältnisse notwendigen 
Schritte zu unternehmen, wenn nicht alle für in 
Deutschland zugelassenen Fahrzeuge geltenden 
Rechtsbestimmungen audi für im Ausland zuge- 
lassene und in Deutschland verkehrende Fahr- 
zeuge im Güterkraftverkehr gelten? 

Antwort zu Frage 7 

Die Bundesregierung hält es nicht für vertretbar, 
für im Inland zugelassene Lastkraftfahrzeuge eine 
Erstattung der Kraftfahrzeugsteuer einzuführen, so- 
weit die Fahrzeuge im Ausland verwendet werden, 
Die deutsche Kraftfahrzeugsteuer v/ird für das Hal- 
ten von Kraftfahrzeugen zum Verkehr auf öffent- 
lichen Straßen als Pauschsteuer erhoben, bei der es 
auf den Umfang der Straßenbenutzung nicht an- 
kommt. Würde eine Erstattung für Auslandsfahrten 
zugelassen werden, so wäre mit finanziell bedeut- 
samen Berufungen zu rechnen (z. B. Schwerlast- 
anhänger, Möbelfahrzeuge, Sonntagsfahrer). Es ist 
auch nicht anzunehmen, daß die Länder, denen nach 
Artikel 106 Abs. 2 GG das Aufkommen aus der 
Kraftfahrzeugsteuer zufließt, einer Erstattungsvor- 
schrift zustimmen würden. 

Auch zu einer Gleichstellung der deutschen und der 
ausländischen Kraftfahrzeuge bezüglich der ab- 
gabenfreien Einfuhr von Kraftstoffen sieht sich die 
Bundesregierung nicht in der Lage. Eine allgemeine 
Fierabsetzung der Abgaben auf Mineralöl verbietet 
sich aus finanzpolitischen Gründen. Eine Verminde- 
rung der Kraftstoffmengen, die in ausländischen 
Kraftfahrzeugen abgabenfrei eingeführt werden 
können, ist nicht möglich, weil die Bundesrepublik 
insoweit international gebunden ist. Eine Erhöhung 
der abgabenfreien Kraftstoffmengen für inländische 
Lastkraftfahrzeuge muß deswegen unterbleiben, 
weil dies zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen den 
grenznahen und grenzfernen inländischen Unter- 
nehmen führen und das grenznahe inländische Tank- 
stellengewerbe sehr beeinträchtigen würde. 
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Frage 8 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in anderen 
Grenzbereichen der Bundesrepublik ähnliche Ver- 
hältnisse vorhanden sind wie die unter Punkt 1 
bis 7 angesprochenen: wenn ja, welche sind es 
hier im einzelnen? 

Antwort zu Frage 8 

Im allgemeinen liegen die Verhältnisse an den übri- 
gen Grenzen der Bundesrepublik ähnlich wie an der 
deutsch-dänischen Grenze. Es bestehen jedoch hin- 
sichtlich der wichtigsten Nachbarländer folgende 
Abweichungen: 

a) Im deutsch-französischen grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr ist z. Z. noch kein Kontingent 
vereinbart. 

b) Auf dem Gebiet der Güterverkehrstarife haben 
bisher nur die Niederlande und Belgien — ähn- 
lich wie Dänemark — sich zu Verhandlungen 
über Gemeinschaftstarife bereit erklärt, Die Ver- 
handlungen mit den Niederlanden sind jedoch 
1957 zunächst zum Stillstand gekommen. 

c) Bezüglich der Baustofftransporte bestehen ähn- 
liche Verhältnisse wie an der dänischen Grenze 
auch an der österreichischen Grenze. Hier beruht 
jedoch der Wettbewerbsnachteil der deutschen 
Unternehmer auf Bestimmungen des österreichi- 
schen Beförderungsteuerrechts, durch welche aus- 
ländische Lastkraftfahrzeuge im Nahverkehr — 
ganz besonders bei Baustoff- und Kohletrans- 
porten — diskriminiert werden. 

d) Bei der Kraftfahrzeugsteuer kennt außer Däne- 
mark auch Belgien in gewissem Umfang eine 
der Erstattung gleichzustellende Steuerermäßi- 
gung für belgische Kraftfahrzeuge, die im Aus- 
landsverkehr verwendet werden. 

Gegenseitige Befreiung von der Kraftfahrzeug- 
steuer wird außer im Verhältnis zu Dänemark 
auch im Verhältnis zu den Niederlanden, Luxem- 
burg, der Schweiz, Liechtenstein und — sehr be- 
schränkt *— zu Belgien gewährt. 

Im Verhältnis zu den übrigen Ländern ist wett- 
bewerbsmäßig von Bedeutung, daß die deutsche 
Kraftfahrzeugsteuer für im Inland zugelassene 
schwere Fahrzeuge höher ist als die deutsche 
Kraftfahrzeugsteuer für ausländische Fahrzeuge. 
Dieser Unterschied wird sich jedoch durch die 


Novelle zum Kraftfahrzeugsteuergesetz, die der 
Deutsche Bundestag soeben verabschiedet hat — 
Drucksache 2178 — , verringern. 

F r a g e 9 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Sicherung der 
Existenz der einheimischen Güterkraftverkehrs- 
unternehmen und der betroffenen Produktionsbe- 
triebe Verhandlungen und Maßnahmen einzulei- 
ten? 

Antwort zu Frage 9 

Die Bundesregierung ist bereit, zur Sicherung der 
Existenz der einheimischen Güterkraftverkehrs- 
unternehmen und betroffener Produktionsbetriebe 
auf dem Gebiet der Verkehrswirtschaft und der ein- 
schlägigen Steuern Verhandlungen und Maßnahmen 
einzuleiten, soweit dies erforderlich und möglich 
ist. 

Im einzelnen ist folgendes eingeleitet oder vorge- 
sehen: 

a) Zur Überwachung der ausländischen Lastkraft- 
wagen hinsichtlich der Genehmigungs- und Tarif- 
pflicht: 

1. Eine Ermächtigung der Grenzzollstellen zur 
Zurückweisung ausländischer Kraftfahrzeuge, 
die ohne Genehmigung oder ohne Beförde- 
rungspapiere in das Bundesgebiet einfahren 
(durch Novellierung des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes im Rahmen der dem Deutschen Bun- 
destag noch in dieser Wahlperiode vorzu- 
legenden Verkehrsgesetze). 

2. Verstärkte Kontrolle des grenzüberschreiten- 
den Straßengüterverkehrs durch die Bundes- 
anstalt für den Güterfernverkehr. 

b) Auf steuerlichem Gebiet: 

1. Verhandlungen mit Österreich zur Beseiti- 
gung der Diskriminierungen bei der öster- 
reichischen Beförderungsteuer. Verhandlun- 
gen laufen bereits seit mehreren Jahren. Die 
Bundesregierung hofft auf einen befriedigen- 
den Abschluß im kommenden Jahr. 

2. Entsprechende Verhandlungen mit anderen 
Staaten, bei denen steuerliche Benachteiligun- 
gen der deutschen Unternehmer gegenüber 
den einheimischen Unternehmern vorliegen. 


Seebohm 
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